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Fall

B ist eine Verlagsgesellschaft (GmbH) mit Sitz in Wuppertal und fiihrt ein
Verzeichnis fiir eingetragene Marken- und Warenzeichen in Form einer Datenbank,
die auch online im Internet iiber die Adresse http://XYZ.de abrufbar ist. K ist ein
kleineres mittelstindisches Unternehmen, welches ebenfalls in der Rechtsform ei-
ner GmbH betrieben wird und seinen Sitz in KéIn hat. Beide Gesellschaften sind in
das Handelsregister eingetragen. Bei dem Marken- und Warenverzeichnis der B
handelt es sich um eine Kopie der beim DPMA im Markenregister gefiihrten Mar-
ken. Das Markenregister ist allerdings viel ausfiihrlicher als das Verzeichnis der B,
das nur einen Bruchteil der beim DPMA gefiihrten Marken wiedergibt.

Am 12.4.2009 iibersendet B der K ein Schreiben, das u.A. mit ,,Eintragungsofferte
Markenverzeichnis® betitelt ist. Nach dem Wortlaut des Schreibens stellt die
Zahlung der Eintragungskosten i.H.v. 399,55 € die Annahme der Offerte dar, wo-
bei bei Nichtkiindigung innerhalb von drei Monaten vor Ablauf des Eintragungs-
zeitraums (30.6.2010) sich der Auftrag um weitere zwdlf Monate verldngern sollte.
Nach dem Schreiben besteht die Vertragsleistung in der Eintragung der Marke ,,Z2”
der K-GmbH in ein von B gefiihrtes Markenverzeichnis mit der Mdglichkeit

eigener schriftlicher Anfragen iiber andere Marken.

Die Prokuristin der K veranlasst mit Uberweisung vom 19.4.2009 die Zahlung der
Eintragungskosten i.H.v. 399,55 € an B; sie geht davon aus, dass es sich um eine
Rechnung des DPMA handele. Vor kurzem ist ndmlich eine Marke fiir die K-
GmbH angemeldet worden. Im Mai 2010 iibersendet B der K eine Rechnung fiir
den weiteren Eintragungszeitraum 1.7.2010 - 30.6.2011.

Die K weigert sich indes, die weiteren 399,55 € zu zahlen, da sich die Eintragung
in das Markenverzeichnis der B als v6llig nutzlos erwiesen habe. Aulerdem ist der
Geschiftsfithrer (G) mnach Riicksprache mit der Prokuristin {iber das
Geschiftsgebahren der B so erbost, dass er die gezahlten 399,55 € zuriickhaben
mochte. Ein entsprechendes Riickforderungsschreiben der K bleibt aber erfolglos.
Zur Durchsetzung dieses Verlangens beauftragt G deshalb den Rechtsanwalt (R). R
reicht fiir die K Ende September 2010 Klage beim Amtsgericht Wuppertal ein.

Er beantragt,

1. B, vertreten durch den Geschiftsfithrer (X), auf Riickzahlung von 399,55 € zu
verurteilen nebst 8 % Zinsen iiber dem Basiszinssatz seit Rechtshangigkeit;

2. die Kosten des Rechtsstreits der B aufzuerlegen;

3. das Urteil fiir vorldufig vollstreckbar zu erkléren.

Der Anwalt der B beantragt Klageabweisung. Zwischen B und K bestehe ein wirk-
samer Vertrag. Der Vertrag sei zustande gekommen und inhaltlich nicht zu
beanstanden, zumal es sich bei der K um keinen Verbraucher handele, sondern um
eine GmbH, von der eine entsprechende geschéftliche Erfahrung erwartet werden
konne. SchlieBlich gehe auch aus der Formulierung eindeutig hervor, dass es eine

Offerte sei und keine Rechnung.

Der Anwalt der K erwidert, dass bereits kein Vertrag zustande gekommen sei, da K
keine Annahme erkldrt habe. Dartiber hinaus sei der Vertrag auch nichtig, weil er
wirtschaftlich wertlos sei. Denn der Gegenleistung i.H.v. 399,55 € stehe keine


kt
Notiz
Diese und weitere Klausuren des Fernstudiums "Recht für Patentanwälte" finden Sie auf www.kandidatentreff.de, der Internetplattform für Patentanwaltskandidaten.


Recht fiir Patentanwéltinnen und Patentanwiilte
2. Klausur v.-25.01.2012

120 Punkte

20 Punkte

40 Punkte

wirkliche Leistung gegeniiber. Vielmehr beschrinke sich die Leistung der B auf
eine Teilkopie der im Verzeichnis des DPMA gefiihrten Marken. Doch sei das Ver-
zeichnis der B weitgehend unbekannt und im Ubrigen auch unvollstindig, so dass
es kaum verwendet werde. Letzteres ist zwischen den Parteien unstreitig.

Zudem werde eine Anfechtung wegen arglistiger Tduschung erklért. Denn das ge-
samte Erscheinungsbild der Eintragungsofferte sei auf eine Tduschung angelegt.
Denn der B-GmbH sei angesichts der ihr bekannten Warnungen des DPMA und
der Vielzahl von Gerichtsverfahren, in denen ihre Kunden eine Té&uschung
einwandten, bewusst gewesen, dass die Eintragungsofferte von vielen Empfingern
missverstanden wurde; gleichwohl habe die B-GmbH das Formular
»Eintragungsofferte Markenverzeichnis® seit mehreren Jahren unverdndert benutzt.
In der Tat verwendet die Beklagte seit mehreren Jahren entsprechende Schreiben,
die groBe Ahnlichkeit mit den Rechnungsschreiben des DPMA haben. Lediglich in
einer FuBnote der Schreiben wird darauf hingewiesen, dass es sich um kein
amtliches Schreiben handelt. Zudem schreibt die Beklagte — was zwischen den Par-
teien unstreitig ist — vor allem diejenigen Markeninhaber an, die zuvor durch das
DPMA als neue Markeninhaber verdffentlicht worden sind.

Priifen Sie gutachterlich die Zuléssigkeit und Begriindetheit der Klage.

Bearbeitervermerk:

Es ist davon auszugehen, dass die nach § 278 II ZPO vorgesehene Giiteverhand-

lung erfolglos war.
Zusatzfrage:

Angenommen, das Gericht gibt der Klage statt. Kénnte B ein Rechtsmittel gegen
die Entscheidung einlegen? Welches Gericht wire dann zustdndig?

Abwandlung:

Angenommen, K hat nicht auf Riickzahlung der gezahlten 399,55 € geklagt,
sondern B hat nach der Rechnungsstellung im Mai 2010 fiir den Eintragungszeit-
raum 1.7.2010 — 30.6.2011 auf Zahlung der weiteren 399,55 € geklagt, da sich K

“weigerte, diese zu zahlen.

B macht die Zahlungsklage vor dem Amtsgericht Wuppertal anhéngig.
In der am 12.4.2009 verschickten Eintragungsofferte ist ferner folgendes geregelt:

»AusschlieBlicher Gerichtsstand fiir alle Streitigkeiten aus oder in Zusam-
menhang mit diesem Vertrag einschlieflich der Wirksamkeit des Vertrages
ist der Sitz der B, soweit gesetzlich zuldssig.*

Der Anwalt der K stellt einen Klageabweisungsantrag, da er den Vertrag fiir
nichtig hélt. Wie beurteilen Sie die Zusténdigkeit des angerufenen Gerichts?





